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Vorbemerkung: Dieser Service der NachDenkSeiten soll Ihnen einen schnellen Überblick
über interessante Artikel und Sendungen verschiedener Medien verschaffen.

Wir kommentieren, wenn wir das für nötig halten. Selbstverständlich bedeutet die
Aufnahme in unsere Übersicht nicht in jedem Fall, dass wir mit allen Aussagen der
jeweiligen Texte einverstanden sind.
Wenn Sie diese Übersicht für hilfreich halten, dann weisen Sie doch bitte Ihre Bekannten
auf diese Möglichkeit der schnellen Information hin.

SPD schwenkt auf Becks Kurs ein1.
Die Agenda 2010 ist das ungeliebte Erbe der SPD. Nun steuert Parteichef Kurt Beck
den schwerfälligen Parteitanker um: Er will Veränderungen beim Arbeitslosengeld I.
Immer mehr SPD-Landesverbände finden das gut.
Quelle: Spiegel Online

Anmerkung WL: Wir weisen auf diesen Spiegel-Beitrag hin, nicht weil wir seinen
Inhalt teilten, sondern weil er einer der wenigen Artikel ist, die Becks Vorstoß nicht in
Bausch und Bogen verdammt. Wenn Sie in den letzten Tagen einmal Google-News
überflogen haben, dann konnten Sie sich selbst ein Bild davon machen, was wir in den
NachDenkSeiten den Meinungsmainstream nennen. Wie auf ein geheimes Kommando
hackte die ganz überwiegende Mehrheit der Medien auf Beck ein. Vom stern, über die
Zeit und natürlich vorneweg die BILD-Zeitung wurde auf den Vorschlag einer
Verlängerung des Alg I für ältere Arbeitnehmer eingedroschen. Auch die ach so
neutralen Hauptnachrichtensendungen der Öffentlich-rechtlichen bliesen in das Horn
der Agenda-Verfechter:
So kommentierte etwa Joachim Wagner in der Tagesschau vom 2.10.07: Die
Kurskorrektur von Beck stehe im Widerspruch zum Geist der Agenda, Menschen
wieder in Arbeit zu bringen, statt Arbeitslosigkeit zu subventionieren.
“Die kürzere Bezugsdauer des ALGI, gekoppelt mit dem Prinzip ‘Fördern und Fordern’
beginnt sich nämlich in der Praxis zu bewähren…”
“…Aber was ist, wenn die Konjunktur in einem halben Jahr einbricht, die Zahl der
Arbeitslosen wieder steigt…”
(Die sinkenden Arbeitslosenzahlen sind nach Wagner also der Agenda und Hartz-IV
zuzuschreiben, die steigenden Zahlen jedoch Ursache der einbrechenden Konjunktur?)
Im ZDF-heute-journal (21.45 Uhr) redete Claus Kleber von einer unter großen
Schmerzen geborenen Reform, die gerade erst wirke und von “Rückkehr zu alten
Sünden”. Die Agenda 2010 sei das beste Programm für über 50-Jährige gewesen, das
wir je hatten und Beck wolle nun am “Heilmittel” herumschrauben.

https://www.nachdenkseiten.de/?p=2674&email=1
https://www.nachdenkseiten.de/?p=2674&email=1
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,509415,00.html
http://www.stern.de/politik/deutschland/:Kommentar-Becks-Jein-Partei/599414.html
http://www.zeit.de/online/2007/40/alg-I-dauer-Beck-Ruettgers
http://www.bild.t-online.de/BTO/news/standards/kommentar/2007/10/04/kommentar.html
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Die alte Garde von Clement über Schröder bis zu den üblichen Experten, alle kamen
wieder zu Wort und sahen in Becks zaghaftem Korrekturvorschlag ein „Roll back“ in
„eine alte Vorstellungswelt“ (Clement) und eine opportunistische Anpassung an die
angeblich populistischen Rezepte der Linken.

Warum wird gerade eine marginale Verlängerung des Arbeitslosengeldes als Abkehr
von Schröders Agenda gegeiselt?
Das Berliner Sozialgericht hält die bestehende Regelung, nach der bei älteren
Erwerbslosen die Bezugsdauer für das Arbeitslosengeld drastisch gekürzt wurde, für
verfassungswidrig.
Viele Elemente der Hartz-„Reformen“ sind doch schon längst sang- und klanglos
verschwunden. Vergessen ist der „Job-Floater“, die „Personal-Service-Agenturen“
waren ein Flop, die „Profis der Nation“ eine Lachnummer.
Andere Elemente sind längst gescheitert: Die Vermittlungsgutscheine schafften, wie
der Bundesrechnungshof feststellte eher Mitnahmeeffekte als Vermittlung in Arbeit,
die Förderung der Minijobs führte zu 7 Millionen Minijobbern aber nicht zu einem
Übergang in reguläre Beschäftigung, die Ein-Euro-Jobs führten eher zu einer
Verdrängung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung, die Öffnung für befristete
Beschäftigung führte zu einer Explosion von schlecht bezahlter Leiharbeit.

All dies wird in der öffentlichen Debatte weg geschoben und unterschlagen, aber die
Verlängerung des Bezugs des Arbeitslosengeldes um gerade mal 3 Monate für über
45-Jährige und für über 50-Jährige auf 24 Monate (gegenüber bis zu 32 Monaten
früher. Übrigens: 55-Jährige können das Arbeitslosengeld schon nach der derzeitigen
Regel 18 Monate beziehen) gilt als Nagelprobe für die „Agenda“.

Die Beschränkung des Arbeitslosengelds auf 12 Monate mit dem sich daran
anschließenden Fall in die Sozialhilfe ist in der Tat der Nukleus des
Paradigmenwechsels der gesamten Schröderschen Arbeitsmarktreformen, nämlich die
Erzeugung von Druck auf die Arbeitnehmer durch die Angst vor dem Fall ins
Existenzminimum und zwar sowohl auf diejenigen die (noch) Arbeit haben und als
auch auf die, die arbeitslos sind.

Kurt Beck ruft mit seinem Vorstoß diese „Politik der Bedrohung“ der Arbeitnehmer
wieder in Erinnerung und davor haben die Zyniker der Agenda-Politik Angst. Für ihr
Weltbild sind eben Arbeitlose nur Faulpelze oder bestenfalls Menschen, die nicht
bereit sind ihre Arbeitskraft zu jedem Preis zu verkaufen und unter jeder Zumutung
auf dem Markt feil zu bieten.
Albrecht Müller hat allerdings völlig Recht, wenn er Beck entgegenhält, dass sein

http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,509082,00.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/0,1518,509082,00.html
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Vorschlag nur glaubwürdig wäre, wenn die Arbeitslosenversicherung wiederherstellt,
die die Betroffenen im Notfall auffängt und ihnen die Angst vor dem sozialen Absturz
nähme.

Trotz des Trommelfeuers, das Kurt Beck entgegenschlug, scheint er immerhin an
seinem Vorschlag festzuhalten [PDF – 52 KB]

“Müntefering ist nicht die SPD”2.
Die SPD im Umfragetief, die Linkspartei im Höhenflug. Will Kurt Beck mit seinem
Agenda 2010-Vorstoß die Wähler der Linkspartei zurückholen? Über dieses Thema
sprach tagesschau.de mit dem SPD-Linken Ottmar Schreiner.
Quelle: Tagesschau
Tiefensee: “Die Bahn braucht Geld”3.
Die Anforderungen der Bahnkunden an die Dienstleistungsqualität steigen. Der
Wettbewerb in den europäischen Verkehrsmärkten wird schärfer, aus dem Ausland
drängen Konkurrenten nach Deutschland. Um sich in diesem europäischen
Verkehrsmarkt zu behaupten, braucht die Bahn zusätzliches Geld. Die
Koalitionsparteien haben sich entschieden, damit nicht den Steuerzahler zu belasten,
sondern die Mittel von privaten Geldgebern zu holen.
Quelle: FR-Online

Anmerkung AM: Tiefensee ist schon herausragend dreist oder herausragend
unwissend. Zu behaupten beziehungsweise zu unterstellen, die Bahn könne sich kein
Geld besorgen, wenn sie nicht auf Mittel privater Geldgeber über die Börse
zurückgreife, ist schlicht falsch. Die Bahn kann sich auf einfache Weise, nämlich zum
Beispiel über Anleihen, für die sie wegen ihrer hohen Bonität vergleichsweise niedrige
Zinsen zahlen muss, Geld besorgen. Wirklich zukunftsträchtige Investitionen sind auch
bisher nicht am Geldmangel gescheitert.
Übrigens ist die Geldbeschaffung über Anleihen auch um vieles billiger als eine
Volksaktie. Auch bei der Herausgabe einer Volksaktie ist ein enormer Aufwand fällig,
den sich die Begleiter des Börsengangs auch dieser Art üppig bezahlen müssen.

Lokführer im Kampf – Signal gegen Niedriglohn und Leistungshetze4.
Ernsthafter Widerstand gegen Niedriglohn und Leistungshetze bei einem Teil der
Bahnbeschäftigten ist den Global Players ein Dorn im Auge. Die unzufriedenen übrigen
Bediensteten der Bahn betrachten die Lokführer durchaus nicht als “Verräter”.
Allenthalben heißt es: “Die trauen sich wenigstens was.” Die Frage ist, wer sonst

https://www.nachdenkseiten.de/upload/pdf/071004_Brief_Beck_Heil.pdf
https://www.nachdenkseiten.de/upload/pdf/071004_Brief_Beck_Heil.pdf
http://www.tagesschau.de/inland/spd24.html
http://www.fr-online.de/_inc/_globals/print.php?em_cnt=1219464&em_ref=/top_news&em_ivw=fr_topnews&em_client=fr&em_site_color=1&em_site_style=1&em_site_template=1&em_site_text=1
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noch? Wenn die GDL genauso das Gesicht verliert wie Verdi bei der Telekom, ist der
nächste Damm gebrochen.
Quelle: Freitag
Thomas Fricke: Eine Agenda für heilige Kühe5.
Es ist absurd, Reformen zurückdrehen zu wollen, wenn sie prima wirken. Genauso
absurd ist aber, der Agenda 2010 deshalb jetzt Wunderwirkung anzudichten. Viel
wichtiger wäre eine nüchterne Zwischenbilanz.
Quelle: FTD

Kommentar: Obwohl Thomas Fricke meines Erachtens mit den Reformen noch viel zu
freundlich umgeht und zum Beispiel viel zu wenig in Rechnung stellt, was zum Beispiel
mit Hartz IV an Sicherheitsempfinden und an Zustimmung zu unserem Gemeinwesen
zerstört worden ist, ist sein Kommentar hilfreich, um die im schnellen Rhythmus
wiederkehrenden Lobeshymnen auf die Reformpolitik als Mittel zur wirtschaftlichen
Belebung und Arbeitsplatzbeschaffung als verlogen zu erkennen.

Auch Günter Grass wirkt wieder mal am Versuch einer Gleichschaltung mit:

Schröder-Freund Grass lobt Merkel
Literaturnobelpreisträger Günter Grass hat Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) ein
gutes Zeugnis ausgestellt. «Gemessen an den Schwierigkeiten, die große Koalitionen
mit sich bringen, macht sie ihre Sache gut», sagte Grass der «Frankfurter
Rundschau». Er schränkte jedoch ein: «Sie setzt dabei sehr viel sozialdemokratische
Reformpolitik um, ohne dass die Sozialdemokraten davon profitieren. Auf Dauer kann
das nicht gutgehen.»

Quelle 1: Netzeitung
Quelle 2: FR-Online

Der Einbruch an den Finanzmärkten hat die Altersvorsorge deutscher6.
Konzerne in Bedrängnis gebracht
In der Spitze gingen nach Berechnungen des Personalberaters Rauser Towers Perrin
bis zu zehn Mrd. Euro des Altersvorsorgevermögens rechnerisch verloren – fast alle
Dax-Konzerne haben ihre Pensionsverpflichtungen mittlerweile zum Teil ausgelagert.
Deutschlands führende börsennotierte Dax-Konzerne haben inzwischen 160 Mrd. Euro
für die Alterversorgung ihrer Mitarbeiter reserviert. Im Vorjahr waren es noch 139
Mrd. Euro. Praktisch gibt es keinen Dax-Konzern mehr, der nicht wenigstens einen
Teil seiner Pensionsverpflichtungen in externe Fonds oder Treuhandgesellschaften

http://www.freitag.de/2007/40/074000101.php
http://www.ftd.de/meinung/leitartikel/261549.html?mode=print
http://www.netzeitung.de/servlets/page?section=704&item=766430
http://www.fr-online.de/top_news/?em_cnt=1219474&em_cnt_page=7
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ausgelagert hat. Einige Unternehmen wie SAP oder Daimler-Chrysler sogar bis zu 100
Prozent.
Quelle: Handelsblatt
Vom Sozialstaat zum Kontrollsystem7.
Ärzte sollen Kranke melden, die ihr Leiden selbst verschuldet haben. Die
Krankenkassen stünden demnach nicht uns bei, sondern wir schuldeten ihnen, gesund
zu bleiben. Nicht das Krankenkassensystem schuldet uns Beistand in der Not –
sondern wir schulden dem System die unbedingte Aufrechterhaltung unserer
Gesundheit!
Quelle: Die Zeit
Rolf Rosenbrock, Leiter der Forschungsgruppe Public Health im8.
Wissenschaftszentrum Berlin: »Die private Krankenversicherung ist eine
asoziale Veranstaltung«
Von einer Kostenexplosion im Gesundheitswesen kann keine Rede sein. Die
Krankenkassenbeiträge steigen nicht wegen explodierender Kosten, sondern wegen
erodierender Einnahmen, denn das fehlende Geld ist vor allem eine Frage des
Arbeitsmarktes und der Tarifabschlüsse.
In einer Welt, in der viel Kapital nach risikoarmen Anlagemöglichkeiten sucht, wird die
soziale Krankenversicherung mit einem jährlichen Umsatz von 150 Milliarden Euro
außerhalb der profitorientierten Wirtschaft als Provokation empfunden.
Die private Krankenversicherung sollte abgeschafft werden, denn sie ist auch im
europäischen Vergleich eine anachronistische und asoziale Veranstaltung. Kein
anderes Land leistet es sich, dass ausgerechnet die Menschen mit den geringsten
Gesundheitsrisiken und dem größten Einkommen aus der Solidargemeinschaft straflos
ausscheren dürfen.
Quelle: Jungle World
Die Zahl der Reichen und Superreichen wächst9.
Das verwaltete Finanzvermögen der Millionäre nimmt seit Jahren überproportional zu
– es könnte im laufenden Jahr sogar erstmals die Marke von 100 Billionen Dollar
übertreffen. Das Wachstum des weltweit verwalteten Finanzvermögens lag im Vorjahr
bei 7,5 Prozent und erreichte ein Volumen von 97,9 Billionen Dollar. In Deutschland ist
die Zahl der Vermögensmillionäre von 330000 im Jahr 2005 auf 350000 im Vorjahr
angestiegen.
Quelle: Handelsblatt

Dazu passt:

Zahl der überschuldeten Haushalte nimmt zu

http://www.handelsblatt.com/News/Unternehmen/Firmen-Rankings/_pv/_p/201312/_t/ft/_b/1332099/default.aspx/turbulente-zeiten-fuer-pensionsfonds.html
http://www.zeit.de/online/2007/41/meldepflicht-patienten
http://jungle-world.com/seiten/2007/40/10718.php?print=1
http://www.handelsblatt.com/News/Vorsorge-Anlage/Anlagestrategie/_pv/_p/200729/_t/ft/_b/1331850/default.aspx/zehn-millionen-millionaere.html
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Trotz brummender Konjunktur und der vielbeschworenen »Entspannung« auf dem
Arbeitsmarkt hat die Zahl der überschuldeten Haushalte in Deutschland weiter
dramatisch zugenommen. Wie das Statistische Bundesamt am Donnerstag mitteilte,
wurden im Jahr 2006 ein Drittel mehr Verbraucherinsolvenzen registriert als im
Vorjahr. Statt der 68000 Fälle im Jahr 2005 waren es 92000 im vergangenen.
Hauptursachen sind nach Angaben der Statistiker Arbeitslosigkeit, familiäre Probleme
sowie gescheiterte Selbständigkeit. Die Betroffenen standen 2006 mit durchschnittlich
37000 Euro in der Kreide. Demgegenüber verfügten sie über ein monatliches
Nettoeinkommen von im Mittel 1150 Euro. In 60 Prozent der Fälle gingen die
Einkünfte nicht einmal über 900 Euro hinaus.
Quelle 1: junge Welt
Quelle 2: Statistisches Bundesamt

Den Wettbewerb über die Lohntüte vermeiden10.
Tarif-Treue: Kleine Schritte auf Länderebene gegen Billigarbeit und in Richtung
Mindestlohn
Quelle: Freitag
Siemens zahlt 201 Mio. Euro Strafe11.
Das Landgericht München hat wegen der Korruptionsaffäre bei Siemens eine
Geldbuße von 201 Mio. Euro gegen den Konzern verhängt. Gleichzeitig hat die
Münchner Staatsanwaltschaft ihre Ermittlungen gegen die Siemens-
Telekommunikationssparte Com eingestellt.
Quelle: FTD
Der Versuch, die Studiengebühren an den Universitäten und Hochschulen zu12.
boykot-tieren, ist offensichtlich gescheitert
Ein Sommersemester lang versuchten Studierende in mehreren Bundesländern, eine
Zahlungs-verweigerung an ihren Hochschulen zu organisieren und so das erhöhte
Eintrittsgeld zu höherer Bildung zu verhindern. Was der Höhepunkt einer neuen
Studentenbewegung sein sollte, erwies sich aber als ihr vorläufiges Ende.
Entscheidend für die mangelhafte Beteiligung am Boykott waren aber weniger die
Zahlungsunfähigkeit der Studierenden oder ihre mit der Exmatrikulation verbundenen
Existenzängste. Das größere Problem lag darin, dass die schweigende Mehrheit der
Studierenden in Deutschland kein Problem mit den Gebühren hat.
Quelle: Jungle World

Anmerkung: Die schweigende Mehrheit der Studierenden, die ja bekanntermaßen
aus besser verdienenden Schichten stammen, dürfte in der Tat keine Probleme mit den
Gebühren haben, die Eltern bezahlen ja. Über diejenigen, die sich selbst oder deren

http://www.jungewelt.de/2007/10-05/068.php
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/pm/2007/10/PD07__398__524,templateId=renderPrint.psml
http://www.freitag.de/2007/40/074000402.php
http://www.ftd.de/unternehmen/industrie/:Schwarze%20Siemens%20Kassen%20Folgen/261461.html
http://jungle-world.com/seiten/2007/40/10722.php?print=1
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Eltern die Studiengebühren nicht bezahlen können und vom Studium ausgeschlossen
werden, schweigt die schweigende Mehrheit – ein Beispiel für den Verlust an
Solidarität der sog. akademischen Jugend

Die geheime Folter-Doktrin der USA13.
Offiziell geißelte das US-Justizministerium im Dezember 2004 Folter bei Verhören als
“abscheulich”. Doch wenige Wochen später erließ Justizminister Gonzales nach einem
Bericht der “New York Times” eine heimliche Anweisung, mit der auch brutalste
Verhörmethoden befürwortet wurden.
Quelle: Spiegel Online

http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,509412,00.html

